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Verordnung der Landeshauptstadt München über das Ver
bot des Verzehrs und des Mitführens alkoholischer Getränke 
auf öffentlichen Flächen im Bereich des Hauptbahnhofes

vom 14.12.2016

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund von Art. 30 
des Gesetzes über das Landesstrafrecht und das Verordnungs-
recht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
(Landesstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13.12.1982 (BayRS 2011-2-I), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 22.05.2015 (GVBl. S. 154), 
folgende Verordnung:

§ 1 Räumlicher und zeitlicher Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung regelt das Verbot des Verzehrs und des 
Mitführens von alkoholischen Getränken für nachfolgend näher 
bezeichnete öffentliche Flächen außerhalb
–  von Gebäuden, 
–  den zugänglichen Flächen im Bereich der Bahnanlagen der 

Deutschen Bahn AG 
–  sowie der genehmigten Freischankflächen.

Der räumliche Geltungsbereich der Verordnung ist wie folgt be-
grenzt:
Bahnhofplatz (einschließlich Bahnhofplatz 5 mit gegenüberliegen-
der Straßenseite bis Bayerstraße), Arnulfstraße bis Kreuzungs-
bereich Paul-Heyse-Unterführung, Pfefferstraße, Paul-Heyse-
Unterführung, Bayerstraße beginnend ab Höhe Hausnummer 24 
bis einschließlich Kreuzungsbereich Schillerstraße, Schützen-
straße ab Bahnhofplatz bis einschließlich Luitpoldstraße sowie 
Prielmayerstraße ab Bahnhofplatz bis einschließlich Luitpold-
straße und Luitpoldstraße zwischen Prielmayerstraße und 
Schützenstraße. 
Erfasst von dem Geltungsbereich ist die dem öffentlichen Ver-
kehr freigegebene Fläche an den Anwesen Bayerstraße 14,16 
und 16 a.

Umfasst werden die in dem genannten Bereich liegenden 
–  dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege und 

Plätze i.S.d. Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes,
–  die im Eigentum der öffentlichen Hand stehenden Flächen, 

die öffentlich zugänglich sind und
–  die im Privateigentum stehenden Flächen, die für den öffentli-

chen Verkehr freigegeben sind.
 
Der räumliche Geltungsbereich dieser Verordnung ist in dem 
beigefügten Plan des Kreisverwaltungsreferates vom 
28.10.2016 umgrenzt. Der Plan ist als Anlage Bestandteil dieser 
Verordnung.

(2)  Die in § 2 dieser Verordnung geregelten Verbote gelten täg-
lich in der Zeit von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr.

§ 2 Alkoholverbot

Im Geltungsbereich der Verordnung ist es verboten,
a) alkoholische Getränke zu verzehren oder
b)  alkoholische Getränke mit sich zu führen, wenn diese den 

Umständen nach zum dortigen Verzehr bestimmt sind. 
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§ 3 Ausnahmen

Aufgrund besonderer Anlässe kann die Landeshauptstadt Mün-
chen, Kreisverwaltungsreferat, in Einzelfällen ganz oder teilweise 
Ausnahmen vom Verbot des § 2 dieser Verordnung zulassen.

§ 4 Ordnungswidrigkeiten

(1)  Wer der Vorschrift des § 2 dieser Verordnung zuwiderhandelt, 
kann gemäß Art. 30 Abs. 3 LStVG in Verbindung mit den 
Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 
in der jeweils geltenden Fassung mit Geldbuße belegt wer-
den.

(2) Andere Bußgeld- oder Strafvorschriften bleiben unberührt.

§ 5 Inkrafttreten und Geltungsdauer

(1)  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft.

(2) Die Geltungsdauer dieser Verordnung beträgt vier Jahre.
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Bekanntmachung

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit – 
hier: Frühzeitige Unterrichtung gemäß § 3 Abs. 1
         des Baugesetzbuches (BauGB)

Stadtbezirk 24 Feldmoching-Hasenbergl

Für das Planungsgebiet

Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2106
Hochmuttinger Straße (östlich),
Herbergstraße (nördlich),
Paul-Preuß-Straße (westlich)

wird die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit vom 
16.01.2017 mit 16.02.2017 durchgeführt.

Der Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung hat am 
17.02.2016 beschlossen, für das vorgenannte Gebiet einen Be-
bauungsplan mit Grünordnung aufzustellen.

Auf den im nördlichen Stadtrand von München im Stadtbezirk 
24 Feldmoching-Hasenbergl gelegenen, größtenteils unbebau-
ten Flächen soll ein Wohngebiet unter Berücksichtigung der 
besonderen Ortsrandlage mit ca. 600 neuen Wohneinheiten im 
Geschosswohnungsbau und verdichteten Reihenhausbau ent-
stehen.

Mit der Planung sollen außerdem die erforderlichen Kinderta-
geseinrichtungen innerhalb des Planungsgebietes geschaffen, 
die Integration von Ladenflächen von maximal 800 m² im Wes-
ten des Planungsgebiets ermöglicht, eine Durchgrünung mit  
öffentlichen und privaten Freiflächen in ausreichender Größe 
und hoher Aufenthaltsqualität gesichert und der nördliche 
Stadtrand mit einen grünen Pufferstreifen zur freien Landschaft 
versehen werden. Die attraktiven Durchwegungen sollen den 
Anschluss an das vorhandene Straßen- und Wegesystem und 
eine Anbindung an den S- und U-Bahn-Haltepunkt Feldmoching 
ermöglichen.

Die Unterlagen, aus denen sich die Öffentlichkeit zu den allge-
meinen Zielen und Zwecken der Planung, sich wesentlich unter-
scheidenden Lösungen und den voraussichtlichen Auswir kun-
gen der Planung unterrichten kann, werden vom 16.01.2017 
mit 16.02.2017 an folgenden städtischen Dienststellen zur Ein-
sicht bereitgehalten:

1.  beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumen-
straße 28b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungs-
raum - barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes, 
auf Blumenstraße 28a -), von Montag mit Freitag von 6.30 
bis 18 Uhr,

2.   bei der Bezirksinspektion Nord, Hanauer Straße 56 
(Montag, Mittwoch, Freitag von 7.30 bis 12 Uhr, 

Dienstag von 8.30 bis 12 Uhr und 14 Uhr bis 16 Uhr, 
Donnerstag von 8.30 bis 15 Uhr),

3.  bei der Stadtbibliothek Hasenbergl, Blodigstraße 4 (Montag, 
Dienstag, Donnerstag, Freitag von 10 bis 19 Uhr und Mitt-
woch von 14 bis 19 Uhr; 
Achtung: am 01.02.2017 von 15 bis 19 Uhr).

Die Unterlagen zum Bebauungsplanverfahren sind auch im  
Internet unter der Adresse www.muenchen.de/auslegung zu 
finden.

Äußerungen können während dieser Frist bei oben genannten 
städtischen Dienststellen vorgebracht werden. Diese werden 
überprüft und fließen dann in das weitere Bauleitplanverfahren 
ein. Eine Entscheidung zu den Äußerungen wird durch den 
Stadtrat getroffen.

Auskünfte und Einzelerörterungen zum Bebauungsplan erhal-
ten Sie unter der Telefonnummer 2 33-2 25 03, Blumenstraße 
28 b (Hochhaus), Zimmer Nr. 411 während der Dienstzeit Mon-
tag mit Freitag von 9.30 bis 12.30 Uhr. Termine außerhalb die-
ses Zeitraumes können telefonisch vereinbart werden.

Eine Erörterung in größerem Rahmen über die allgemeinen Ziele 
und Zwecke der Planung kann bis spätestens 16.02.2017 be-
antragt werden.

Wenn mehrere Anträge auf öffentliche Erörterung eingehen,  
erfolgt die Bekanntgabe des Erörterungstermines im Amtsblatt 
der Landeshauptstadt München.

München, 27. Dezember 2016 Referat für Stadtplanung
  und Bauordnung

Öffentlichen Ausschreibung

Der Stadtrat der Landeshauptstadt München hat am 24.10.2012 
mit dem Beschluss „Münchner Gesamtplan II, Soziale Wohn
raumversorgung – Wohnungslosenhilfe, Handlungsprogramm 
Wohnen statt Unterbringen“ (siehe auch im Internet unter 
www.ris-muenchen.de, Vorlagen Nr. 08-14/V10010) die Rahmen
konzeption Sozial Betreute Wohnhäuser (SBW) beschlos-
sen.

Ziel des Sozialreferates der Landeshauptstadt München ist,  
mit den kleinteilig angelegten SBW für die nachfolgend beschrie-
bene Zielgruppe ein adäquates, niedrigschwelliges betreutes 
Wohnen bereitzustellen. In den SBW wohnen Menschen mit 
gleichen oder ähnlichen Lebenserfahrungen und Lebenspers-
pektiven zusammen. Die Hilfestellungen, die im SBW angeboten 
werden, sollen ein eigenständiges und selbstbestimmtes dau-
erhaftes Wohnen mit einem privatrechtlichen Mietvertrag er-
möglichen. 

Zielgruppe:
Das Angebot richtet sich an alleinstehende wohnungslose 
Frauen und Männer, sowie an Paare, die 
–  in der Regel älter als 50 Jahre sind,
–  keiner ständigen Betreuung in einer stationären Einrichtung 

bedürfen,
–  mit punktueller Unterstützung weitestgehend eigenständig in 

der Wohnung leben können.
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–  In Ausnahmefällen gehören auch von Wohnungslosigkeit Be-
drohte zur Zielgruppe, wenn im bisherigen Wohnraum keine 
Perspektive mehr gegeben ist.

–  Die Haushalte müssen die Voraussetzungen für den Bezug 
der analog des ersten Förderweges errichteten Wohnungen in 
München erfüllen (Art. 4 BayWoBindG).

Das SBW ist für folgende Personengruppen nicht die geeignete 
Wohnform:
Personen,
–  mit Demenzerkrankungen,
–  die dauerhaft umfangreiche pflegerische Leistungen benöti-

gen, z.B. zusammenhängend mehrere Stunden täglich oder 
rund um die Uhr, weil auf Grund physischer bzw. psychischer 
Erkrankung die Selbständigkeit eingeschränkt oder nicht vor-
handen ist,

–  die eine psychiatrische Erkrankung mit anhaltender Selbst- 
und/oder Fremdgefährdung aufweisen, mit einer deutlich er-
kennbaren Persönlichkeitsstörung, die zu antisozialem Ver-
halten innerhalb einer Hausgemeinschaft führt.

Die Landeshauptstadt München/Sozialreferat schreibt im 
Rahmen dieser Konzeption sowie folgender Eckpunkte die 
Trägerschaft über die Betreuung der Haushalte im „Sozial 
Betreuten Wohnhaus – Stückgutgelände“ aus.

Objekt:
Nach jetzigem Planungsstand wird das erste SBW auf dem so-
genannten Stückgutgelände – Josef-Felder-Straße/Offenbach-
straße voraussichtlich im Oktober 2018 fertiggestellt. Da sich 
das Objekt noch in der Bauphase befindet, können sich noch 
Verschiebungen ergeben. 

Das SBW wird von der Städtischen Wohnungsbaugesellschaft 
GWG gebaut und verfügt über insgesamt 39 Wohneinheiten, 
davon sind drei 2-Zimmer-Wohnungen für Paare, 33 1-Zimmer-
Wohnungen für Alleinstehende. Alle Wohnungen sind entspre-
chend DIN 18040-2 barrierefrei. Drei  1-Zimmer-Wohnungen 
sind zudem rollstuhlgerecht (DIN 18040-R2).
Alle Wohnungen der Mieter verfügen über ein Bad mit Dusche 
und Waschmaschinenanschluss, Küche bzw. Kochnische sowie 
ein eigenes Kellerabteil und je Wohnung einen Platz im Keller 
für Waschmaschine und Trockner.

Für das Personal des ausgewählten Trägers stehen 3 Büroräu-
me, insgesamt 5 Büroarbeitsplätze, ein Personal-WC sowie ein 
Sozialraum zur Verfügung. Der sogenannte „Verwaltungstrakt“ 
(insgesamt ca. 175 m²) des SBW bestehend aus Foyer, 3 Büro-
räumen, Personalaufenthaltsraum, Personal-WC, Gemeinschafts-
raum, Gemeinschaftsbad sowie dazugehörigem Kellerabteil 
und 2 Tiefgaragenstellplätzen, ist vom ausgewählten Träger bei 
der GWG anzumieten. Zwischen GWG und ausgewähltem Trä-
ger wird ein befristeter Mietvertrag auf 25 Jahre mit Verlänge-
rungsoption geschlossen. Der Nettomietpreis beträgt 5,65 € 
pro m². Nebenkosten sowie Stellplatzmiete kommen noch hinzu. 
Eine Kaution in Höhe von 3 – 5 Monatsmieten ist einzubringen. 
Im Gemeinschaftsbad ist eine von 3 Seiten zugängliche Bade-
wanne vorhanden. Dieses kann von allen Haushalten auch mit 
Pflegepersonal benutzt werden. 
 
Für die Beschaffung und Finanzierung der Erstausstattung, 
z.B. Büromöbel, PC und Telefon (einschließlich Verkabe
lung), Ausstattung des Gruppenraums (einschließlich der 
Küchenzeile) ist der Träger zuständig (Eigenanteil des  
Trägers). 

Die Vermittlung der Haushalte erfolgt über das Amt für Wohnen 
und Migration im Rahmen eines standardisierten Belegungs-
verfahrens.

Die GWG – als Eigentümer des Hauses – ist sowohl für die Ob-
jektverwaltung als auch für die Mieterverwaltung zuständig und 

verantwortlich. Sie deckt das Gebäudemanagement und die 
sozialorientierte Hausverwaltung ab.

Soziale Betreuung:
Die Mieterinnen und Mieter übernehmen soviel Eigenverant-
wortung, wie ihnen individuell möglich ist. Sie führen ihren Haus-
halt möglichst selbst und sind in der Lage sich ggf. mit Unter-
stützung selbst zu versorgen. Die angebotenen Beratungs-/
Unterstützungs- und Betreuungsleistungen können in Anspruch 
genommen werden. 

Von den Bewerbern sind folgende Leistungen zu erbringen:
–  Unterstützung der Eigeninitiative und Hilfe zur Selbsthilfe der 

Mieterinnen und Mieter in ihrer Lebensgestaltung
–  Stabilisierung des Lebensbereiches „Wohnen“ (z.B. Ankom-

men in der Wohnung, regelmäßige Mietzahlung, Einhaltung 
der Hausordnung)

–  Unterstützung der Mieterinnen und Mieter bei Bezug und Ein-
richtung der Wohnungen bzw. bei der Wohnraumhygiene

–  Motivation der Haushalte zum Beziehungsaufbau bzw. zur 
Annahme von Hilfen und Pflege der geschaffenen Beziehung

–  Aufbau und Pflege sozialer Beziehungen innerhalb des SBW 
sowie Integration ins Wohnumfeld und in die Gesellschaft

–  Beratungsgespräche im Büro und Besuche in den Wohnun-
gen, 

–  Durchführung von Gruppenveranstaltungen
–  bei Bedarf Vermittlung von weiteren ambulanten Hilfen (z.B. 

Pflegedienst, Schuldnerberatung)
–  Unterstützung bei der Antragstellung von Leistungen bzw. im 

Schriftverkehr mit Behörden oder anderen Institutionen (z.B. 
Krankenkassen, Rententräger) 

–  Hilfen zur Tagesgestaltung (z.B. Schaffen von Begegnungs-
möglichkeiten, Freizeitgestaltung)

–  einzelfallbezogenen Dokumentation der Arbeitsleistung sowie 
jährliche Erstellung eines Leistungsberichts inklusive Jahres-
statistik

–  enge Zusammenarbeit mit der sozialorientierten Hausverwal-
tung – GWG

–  gemeinsame Entwicklung eines individuellen Hauskonzeptes
–  Verantwortung, Verwaltung und Regelung der Benutzung des 

Gemeinschaftsbades
–  Reinigung der Räume des „Verwaltungstraktes“ (einschließ-

lich Gemeinschaftsbad)

Qualitativfachliche Anforderungen:
Das einzusetzende Fachpersonal verfügt über die folgenden 
Qualifikationen:
–  Methodische Kenntnisse und Fähigkeiten im Hinblick auf 

Herstellung von Kontakt und Motivation zur Mitwirkung der 
Haushalte

–  Hohe Professionalität im Umgang mit wohnungslosen Allein-
stehenden und Paaren

–  Kenntnisse über das differenzierte Hilfesystem der Münchner 
Wohnungslosenhilfe, über sozialraumorientierte Arbeit, Netz-
werkarbeit, Nutzung der Ressourcen des sozialen Raumes

–  Vernetzung im Sozialraum, Kontakte zur Nachbarschaft und 
Aufbau eines Netzes von ehrenamtlichen Helferinnen und 
Helfern

–  Durchführung von Maßnahmen der externen und internen 
Qualitätssicherung (z.B. Fortbildungsmaßnahmen, Supervisi-
on, Fallbesprechung im Team, Führung von klientenbezoge-
nen Daten etc.)

–  Erstellung von Statistiken, Jahresberichten, Überprüfung der 
Zielerreichung

Aus Sicht des Sozialreferates wird vom Bewerber erwartet, 
dass für die Erfüllung der Leistungen  mindestens folgende 
Personalausstattung vorgehalten wird.

–  0,4 Stellen Leitung
–  1,0 Stelle Sozialpädagogik
–  2,75 Stellen Wohnbetreuung (z.B. Krankenpflegerin/Kranken-
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pfleger, Altenhilfekräfte, Betreuungsassistenten, o.ä.)
–  0,25 Stellen Verwaltung 

Der aufgeführte Personalschlüssel ist vorgesehen für die Be-
treuung eines SBW mit ca. 40 Wohneinheiten. 

Als Finanzvolumen stehen für Personal und Sachkosten 
(einschließlich der Mietkosten für die Büroräume) max. 
325.000 € jährlich zur Verfügung. 

Die Mittelvergabe erfolgt entsprechend den Richtlinien über die 
Vergabe von Zuwendungen mittels eines Vertrags auf unbe-
stimmte Zeit. Im Rahmen dieses Vertrages wird das Leistungs-
volumen und die Finanzierung jeweils für einen Zeitraum von 
drei Jahren festgelegt.

Auswahlverfahren
Die Bewerbungen werden von einer Bewertungskommission 
des Sozialreferates geprüft. Es wird ein Vergleich der Angebote 
vor allem nach den Bewertungskriterien Fachlichkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Eignung der Träger vorgenommen. Das Er-
gebnis des Auswahlverfahrens wird dem Stadtrat der Landes-
hauptstadt München (Sozialausschuss) voraussichtlich am 
20.07.2017 in öffentlicher Sitzung zur Entscheidung vorgelegt. 

Insbesondere werden folgende fachliche Bewertungskrite
rien ausschlaggebend sein:
–  Erfahrungen in der Arbeit mit der spezifischen Zielgruppe 

wohnungsloser bzw. von Wohnungslosigkeit bedrohter Haus-
halte mit zusätzlichem punktuellen Unterstützungsbedarf:  
die besondere Problematik dieser Haushalte mit z.B. körperli-
chen bzw. psychischen Erkrankungen und ambivalenter Hal-
tung gegenüber dem Hilfesystem soll bekannt sein. Es sollen  
Erfahrungen im Umgang mit dieser Zielgruppe vorliegen  
(Gewichtung 3-fach).

–  Ausgestaltung des Rahmenkonzeptes SBW unter Berück-
sichtigung des Umfangs und der Qualifikation des Fach- und 
Hilfspersonals. Aktive Kontaktaufnahme und Motivationsar-
beit seitens der Fachkräfte bilden dabei einen wichtigen 
Schwerpunkt (Gewichtung 3-fach).

–  Kenntnis der örtlichen Infrastruktur und regionaler Bezug des 
Trägers: gewünscht ist eine gute Kenntnis des Münchner am-
bulanten Hilfesystems bzgl. hauswirtschaftlicher Versorgung, 
Pflege, sozialpsychiatrischer Versorgung, Suchtkrankenhilfe 
und Migrationsdienste. Darüber hinaus sind Erfahrungen in 
der sozialraumorientierten Arbeit im Stadtviertel erforderlich 
(Gewichtung 2-fach). 

–  Umfang und Qualifikation des Personals und Einsatz ehren-
amtlicher Kräfte: Die Zielgruppe des SBW erfordert Fachper-
sonal, das über Qualifikationen in der sozialpädagogischen 
Arbeit mit ehemals wohnungslosen Menschen verfügt. Durch 
ehrenamtliche Kräfte sollen zusätzliche Angebote, z.B. zur 
gegenseitigen Verständigung in der Hausgemeinschaft und 
zur Unterstützung bei der Alltagsstruktur und Selbständigkeit 
gemacht werden (Gewichtung 1-fach).

Darüber hinaus werden folgende sonstige Bewertungskri
terien von Bedeutung sein:
Bei der Bewertung des Trägers werden Sparsamkeit und Wirt-
schaftlichkeit (Gewichtung 2-fach) im Zusammenhang mit dem 
Umfang und der Qualität des Leistungsangebotes sowie die 
Kostentransparenz und ggf. der Einsatz von Eigenmitteln beur-
teilt und berücksichtigt. 

Bewerbungsmodalitäten:
Die Bewerbungsunterlagen können bei der Landeshauptstadt 
München, Sozialreferat, Amt für Wohnen und Migration, S-III-
SW 3, Franziskanerstr. 8, 81669 München angefordert werden. 
Für die Anforderung wenden Sie sich bitte an Frau Rübensaal 
oder Herrn Gahbler (simone.ruebensaal@muenchen.de/ 
nikolaus.gahbler@muenchen.de). Darüber hinaus sind diese 
abrufbar auf der Homepage der Landeshauptstadt München: 

https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Sozialrefe-
rat/Themen/Wir-ueber-uns/Ausschreibungen-des-Sozialrefe-
rats__.html.

Die Bewerbung muss spätestens bis Freitag, den 
24.02.2017, 12.00 Uhr, bei der LH München, Sozialreferat, 
Amt für Wohnen und Migration, Zimmer 514 (Vorzimmer), 
Franziskanerstr. 8, 81669 München schriftlich im Original 
im verschlossenen Briefumschlag eingegangen sein.
Sollten Bewerber die Zustellung der Bewerbung auf dem 
Postwege wählen, ist der Umschlag deutlich zu kennzeich
nen mit: „Bewerbung SBW Stückgutgelände – nur zu öffnen 
durch SIIISW 3“.

In der Bewerbung ist insbesondere darzulegen, dass sowohl 
die genannten Leistungsvorgaben erfüllt werden können als 
auch die Voraussetzungen vorliegen. Soweit sich nur ein Träger 
bewirbt und er die Anforderungen nicht optimal erfüllt, ist es 
möglich, das Verfahren aufzuheben und ggf. gezielt zu vergeben. 
Zur Bewerbung sind die entsprechenden Formulare zu verwen-
den. Das vorgegebene Bewerbungsraster und die Schriftgrößen 
sind einzuhalten. Insgesamt darf die Bewerbung (ohne Kosten- 
und Finanzierungsplan) 10 DIN A 4 Seiten nicht überschreiten. 
Die Nichteinhaltung der Begrenzung des Bewerbungsumfanges 
auf 10 DIN A 4 Seiten führt automatisch zum Ausschluss.

München, 20. Dezember 2016 Landeshauptstadt München
  Sozialreferat
  Amt für Wohnen und Migration
   Wohnungslosenhilfe und  

Prävention
  S-III-SW 3

Vollzug des BundesImmissionsschutzgesetzes (BImSchG);
Anzinger Str.1113, Fl.Nr. 18362 
Fa. EPCOS AG

Änderung der Anlage zur Behandlung von Oberflächen un
ter Verwendung von organischen Lösemitteln nach § 16 
Abs.1 BImSchG

Die amtliche Bekanntmachung finden Sie auch im Internet un-
ter 
<www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-fuer-Ge-
sundheit-und-Umwelt/Bekanntmachungen>

1. Genehmigung:
Auf Antrag der Fa.EPCOS AG vom 28.06.2016 hat die Landes-
hauptstadt München, Referat für Gesundheit und Umwelt, als 
Kreisverwaltungsbehörde am 08.12.2016 folgenden Bescheid 
erlassen:

I. 
Entscheidung:

Nach Maßgabe der nachstehend aufgeführten Unterlagen (II) 
und Nebenbestimmungen (III) werden Errichtung und Betrieb 
nachfolgend beschriebener Anlage 

genehmigt:
Anlagenart:
Anlage zur Behandlung von Oberflächen unter Verwendung von 
organischen Lösemitteln mit einem Durchsatz (entspricht hier 
dem Verbrauch) von organischen Lösemitteln von 1080 t/a.
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Betriebszeit:

Montag – Sonntag: 0:00 - 24:00 Uhr (3-Schichtbetrieb)
 
Einschränkung: kein Fahr- bzw. Lieferverkehr durch den Innen-
hof in der Nachtzeit von 22.00 – 06.00 Uhr

Aufstellungsort:
Anzinger Str.11-13, Fl.-Nr. 18362 

Die Genehmigung wurde mit Nebenbestimmungen versehen, 
insbesondere zu Lärmschutz und Luftreinhaltung.

Die sofortige Vollziehung des Bescheids wurde angeordnet.

Der Genehmigungsbescheid ist mit folgender Rechtsbehelfs-
belehrung versehen:

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach  
seiner Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht in München
Postfachanschrift: Postfach 200543, 80005München
Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen¹ Form. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

1  Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 
nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von 
Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der 
Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwal-
tungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-
gebühr fällig.

2. Auslegung:
Der Genehmigungsbescheid und seine Begründung liegen vom 
11.01.2017 bis einschließlich 24.01.2017 zur Einsicht bei der 
Landeshauptstadt München, Referat für Gesundheit und Um-
welt, Bayerstr. 28a, 80335 München, Zimmer 3046, während 
folgender Sprechzeiten aus:

Montag bis Mittwoch von 9.30 - 12.00 Uhr, 13.00 – 15.00 Uhr
Donnerstag von 9.30 - 12.00 Uhr; 13.00 – 18.00 Uhr
Freitag von 9.30 - 12.30 Uhr

Bei vorheriger Vereinbarung (E-Mail: <immissionsschutz-nord.
rgu@muenchen.de> oder Telefon 0 89/2 33-4 77 60 / 089/2 33-
4 77 48) kann auch außerhalb dieser Zeiten Einsicht in den Ge-
nehmigungsbescheid genommen werden. Der Bescheid kann 
bei der o.g. Dienststelle auch angefordert werden. Der Geneh-
migungsbescheid ist auch unter den eingangs genannten Inter-
netadressen abrufbar.

3. Zustellung und Klagefrist:
Mit dem Ende der Auslegungsfrist am 24.01.2017 gilt der  
Bescheid auch gegenüber Dritten, die im laufenden Genehmi-
gungsverfahren keine Einwendungen erhoben haben, als zu-
gestellt. Es gilt die obenstehende Rechtsbehelfsbelehrung.  
Bis zum Ablauf des 24.02.2017 (24.00 Uhr) kann gegen den 
Genehmigungsbescheid der Landeshauptstadt München vom 
08.12.2016 (Az. 824 /G 002-16) unter der o.g. Adresse des 
Bayerischen Verwaltungsgerichtes München Klage erhoben 
werden.

München,  27. Dezember 2016 Landeshauptstadt München
   Referat für Gesundheit und 

Umwelt

Trägerschaftsauswahlverfahren
Nachbarschaftstreff Stückgutgelände

Die Landeshauptstadt München/Sozialreferat schreibt im 
Rahmen der folgenden kon zeptionellen Eckpunkte die Trä
gerschaft für den Nachbarschaftstreff „Stückgutgelände“ 
an der JosefFelderStraße/ Offenbachstraße, Stadtbezirk 
21 Pasing/Obermenzing aus:

Übersicht

1.  Ausgangssituation
2.  Informationen zum Standort Stückgutgelände – Lage und 

Umgriff
3.  Beschreibung der sozialen Situation 
4.  Ziel und inhaltliche Anforderungen an die Einrichtung
5. Personelle und fachliche Anforderungen
6. Zusätzliche Anforderungen
7. Finanzielle Rahmenbedingungen
8. Auswahlverfahren
9. Bewertungskriterien und Gewichtung
10. Bewerbungsmodalitäten und Termine

1. Ausgangssituation

Die Landeshauptstadt München fördert Projekte der Quartier-
bezogenen Bewohnerarbeit sowohl in Neubau- als auch in  
Bestandsgebieten mit einem Anteil von mehr als 200 Wohn-
einheiten geförderten Wohnungsbau.

Ziele der Arbeit sind:
–  Aktivierung des ehrenamtlichen Potenzials und des Bürger-

schaftlichen Engagements
–  Aufbau von Nachbarschaftsnetzwerken
–  Hilfe zur Selbsthilfe
–  Förderung eines friedlichen Zusammenlebens im Quartier
–  Verbesserung ihrer Lebensbedingungen
–  Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an sie betreffenden 

Belangen
–  Nutzung der Räume durch die Bürgerinnen und Bürger

Zu diesem Zweck werden Räume in public private partnership 
mit der Wohnungsbau-genossenschaft GWG zur Verfügung ge-
stellt und eine halbe Stelle für eine sozialpädagogische Fach-
kraft finanziert. Diese hat die Aufgabe, das Angebot im Quartier 
bekannt zu machen, eine Informations- und Kontaktplattform 
aufzubauen, den Treff zu vernetzen, Bedarfe zu ermitteln und 
an geeignete Stellen weiterzuleiten bzw. gemeinsam mit Betrof-
fenen Lösungsstrategien zu entwickeln. Am wichtigsten ist die 
Aktivierung des ehrenamtlichen Potentials. Von Anfang an geht 
es darum, ausschließlich die Interessen, Themen und Anliegen 
der Bürgerinnen und Bürger vor Ort zusammenzuführen und  
sie zu befähigen, ihre Bedarfe verhandlungsfähig zu machen.
Mit Beschluss des Sozialausschusses vom 22.09.2016 und  
der Vollversammlung vom 28.09.2016 wurde das Sozialreferat/ 
Amt für Wohnen und Migration beauftragt für den Nachbar-
schafts treff „Stückgutgelände“ ein Trägerschaftsauswahlver-
fahren durchzuführen und die Ergebnisse dem Stadtrat im 
Herbst 2017 zur Entscheidung vorzulegen.

Projekte der quartierbezogenen Bewohnerarbeit sind ein Modell 
zur Verknüpfung verschiede ner Nutzergruppen unter einer Trä-
gerschaft.
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Die Grundlage für die Erstellung des Einrichtungsprofils ist das 
Konzept der quartierbezogenen Bewohnerarbeit.

2. Informationen zum Standort Stückgutgelände –  
Lage und Umgriff

Im Stadtbezirk 21 Pasing/Obermenzing wurde auf dem Stück-
gutgelände durch den Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 
1922 a ein neues Baugebiet geschaffen. 
Das ehemalige Stückgutgelände ist Teil der „Zentralen Bahn-
flächen München“ zwischen München-Pasing und dem Haupt-
bahnhof. Das Baugebiet wird im Norden und Osten durch die 
Josef-Felder-Straße begrenzt, im Westen durch die Offenbach-
straße, die das Areal von dem stark frequentierten Wohn- und 
Gewerbegebiet der „Pasing Arcaden“ trennt. Die bauliche Aus-
führung der Josef-Felder-Straße mit der dazugehörigen Bahn-
trasse ist für das Entstehen sozialer Beziehungen zur Bevölke-
rung im jenseits gelegenen Gebiet nahezu undurchlässig. Zu 
den „Pasing Arcaden“ und den damit verbundenen Wohngebie-
ten soll eine Fuß- und Radbrücke gebaut werden. Im Süden bil-
det die Bebauung der Landsberger Straße den Abschluss des 
Stückgutgeländes.

Die GWG München baut auf ihrer Teilfläche im Norden des 
Baugebiets 212 geförderte Mietwohnungen, ein sozial betreu-
tes Wohnhaus mit 39 Wohneinheiten, 50 Wohnungen für das 
„München Modell-Miete“ und 38 freifinanzierte Mietwohnun-
gen. Zusätzlich errichtet die GWG München zwei Kindertages-
stätten und den Nachbarschaftstreff. Es ist geplant diesen im 
Erdgeschoss des sozial betreuten Wohnhauses (Flurstück Nr. 
842, Gemarkung Pasing) ab Sommer 2017 einzurichten. Die 
Räumlichkeiten werden sich im am westlichen Ende des Nord-
riegels befinden, eine Gesamtgröße von ca. 160 m² haben und 
barrierefrei zugänglich sein. Daneben plant das Kulturreferat 
auf dem Gelände ein Kulturzentrum zu errichten.

Als hauptsächliches Wirkungsgebiet des Nachbarschaftstreffs 
sind die Stadtbezirksteile 21.2.1 und 21.3.4 vorgesehen. Die 
Einrichtung ist für die Bewohnerinnen und Bewohner dieses 
Umgriffs fußläufig gut zu erreichen, da das neue Quartier im  
Inneren durch eine sogenannte „Promenade“, eine großzügig 
mit Alleebäumen bepflanzte Fuß- und Radwegeverbindung  
geprägt werden soll.

3. Beschreibung der sozialen Situation

Die Bebauung im Stückgutgelände wird weitgehend durch öf-
fentlich geförderten Wohnungsbau geprägt sein. Die GWG baut 
in dieser Wohnanlage einen hohen Anteil an Wohnungen für  
Familien und junge Menschen. Der Anteil an Migrantinnen und 
Migranten wird voraussichtlich den Münchener Durchschnitts-
wert von 28 % Bevölkerungsanteil überschreiten. Hinzu kommt 
das Pilotprojekt des sozial betreuten Wohnhauses. Mit Hilfe 
dieser Einrichtung sollen wohnungslose Bürgerinnen und Bür-
ger, die von längerer Wohnungslosigkeit sowie physischen und 
psychischen Erkrankungen betroffen sind, wieder in dauerhaf-
tes Wohnen begleitet werden. Dabei erhalten sie umfassende 
Beratungs-, Unterstützungs- und Betreuungsangebote, da die 

Erfahrungen zeigen, dass es für diesen Personenkreis schwie-
rig ist, sich in reguläre Wohnsiedlungen zu integrieren.

Damit ist das Stückgutgelände sowohl hinsichtlich seiner Ver-
netzung in das gewachsene urbane Umfeld als auch hinsicht-
lich seiner sozialen Struktur als unterstützungsbedürftig zu  
bewerten. Erfahrungen aus jüngeren und ähnlich großen Sied-
lungsentwicklungsmaßnahmen in München haben erkennen 
lassen, dass bei der Schaffung neuen Wohnraumes die Gestal-
tung eines intakten sozialen Umfeldes für die Neubürgerinnen 
und Neubürger eine große Herausforderung ist. Die historische 
Komponente einer mit den Jahren gewachsenen Siedlungs-
struktur, die aus den jeweiligen zeitgenössischen Ansprüchen 
und Bedarfen der Bevölkerung resultiert, fehlt. Aus diesem 
Grund ist nach Einschätzung des Sozialreferates, Amt für Woh-
nen und Migration, bereits mit dem Zuzug der ersten Bewohne-
rinnen und Bewohner dieses Quartiers niederschwellig eine  
begleitende Unterstützung und anschließend ein dauerhaftes 
Management der Quartiersstrukturen anzuraten, um von An-
fang an Fehlentwicklungen im sozialen Gefüge des Stadtteils 
vorbeugen und beheben zu können.

4 Ziel und inhaltliche Anforderung an die Einrichtung

Zielsetzung: „Gute Gegend, gute Nachbarschaft  
und Teilhabe“
Der Nachbarschaftstreff im Stückgutgelände ist eine offene 
Quartierseinrichtung. Diese soll sich an alle Bewohnerinnen 
und Bewohner des Stadtquartiers richten und sich an ihren  
Bedürfnissen wie auch an ihrer Lebenslage orientieren.

4.1 Aktivierung und Partizipation
Mittels geeigneter Methoden sollen Mitentscheidung und Mit-
wirkung der Quartiersbevölkerung bei Themen, die das Leben 
im Stadtteil betreffen, initiiert und aktiviert werden. Die Leitung 
des Nachbarschaftstreffs hat dabei die Aufgabe, die ehrenamt-
lich Tätigen bei der Umsetzung ihrer Ideen zu unterstützen. Sie 
ist in erster Linie für die Verwaltung der Räume verantwortlich 
(z.B. Raumvergabe und Freiwilligenmanagement), zudem leistet 
sie Quartiersarbeit (z.B. Bedarfsermittlung,Öffentlichkeitsarbeit, 
Vernetzung, Moderation und Mediation) und ermöglicht Teilha-
be (z.B. Information, Partizipation und Empowerment).

4.2 Bedarfsermittlung
Die im Nachbarschaftstreff tätigen professionellen und ehren-
amtlichen Kräfte sollen in evaluierender Weise die sich verän-
dernden Bedarfe der Quartiersbevölkerung erheben und doku-
mentieren. Die sich daraus ergebenden Aufgabenstellungen 
wirken sich auf das Quartiersmanagement und die weitere 
Quartiersentwicklung bezüglich sozialer, wirtschaftlicher und 
kultureller Aspekte aus. Bedarfe, die festgestellt wurden, aber 
nicht durch bürgerschaftliches Engagement gedeckt werden 
können, sollen den zuständigen Stellen mitgeteilt werden, um 
mit diesen gemeinsam Lösungsstrategien zu erarbeiten.

4.3 Vernetzung der Einrichtungen
Der Nachbarschaftstreff vernetzt sich und kooperiert mit den 
professionellen Vertretern der Sozialarbeit (z.B. REGSAM und 
Sozialbürgerhaus), mit der Stadtverwaltung und den weiteren 
relevanten Akteuren im Quartier. Er stellt damit ein Bindeglied 
zwischen allen Beteiligten dar.
Die Zusammenarbeit mit den nahegelegenen Kindertagesstät-
ten, dem Kulturzentrum und dem Träger des sozial betreuten 
Wohnhauses erscheint sinnvoll und wünschenswert.

4.4 Nachbarschaftsnetzwerke
Im Nachbarschaftstreff können sich die Bewohnerinnen und 
Bewohner regelmäßig treffen und sich miteinander austauschen. 
Dabei werden einerseits nachbarschaftliche Kontakte gestärkt, 
andererseits Vorurteile und Ängste abgebaut. Die von den Ehren-
amtlichen angebotenen Veranstaltungen im Treff werden dahin-
gehend überprüft, ob sie ausgeweitet, verbessert oder an eine 
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veränderte Nachfrage angepasst werden können. Ziel ist die 
optimale Nutzung der im Quartier vorhandenen Ressourcen und 
Potenziale.
Zudem liegen im Nachbarschaftstreff Informationen zum Stadt-
quartier und den Einrichtungen vor Ort aus.

4.5 Raumvergabe
Die vorhandenen Räume können und sollen auch ohne die An-
wesenheit von hauptamtlichen Kräften genutzt werden. Außer-
dem können sie für Familienfeiern und Treffen gemietet werden. 
Sämtliche Raumvergaben unterliegen der Vorgabe, dass kein 
geschäftsmäßiges und gewinnorientiertes Angebot stattfindet.

5. Personelle und fachliche Anforderungen

Für den Betrieb ab 01.10.2018 wird eine halbe Stelle für eine 
sozialpädagogische Fachkraft finanziert (0,5 VZÄ, Einwertung 
nach TVöD E9, SuE 12). Zur Unterstützung der Projektleitung 
stehen für die Raumorganisation 10.000 € pro Jahr zur Verfü-
gung (für das Jahr 2018 anteilig 2500 €), die der Träger nach 
Bedarf wahrnehmen kann.

5.1 Rolle der Projektleitung
Die Projektleitung gewährleistet, dass die zuvor dargestellten 
Ziele und inhaltlichen Anforderungen an den Nachbarschafts-
treff „Stückgutgelände“ erfüllt werden.

Zu Beginn hat sie die Aufgabe den Nachbarschaftstreff be-
kannt zu machen und eine aktivierende Befragung durchzufüh-
ren. Daneben kann sie frei entscheiden, wie sie die Bewohne-
rinnen und Bewohner im Stadtquartier erreicht.
Eine weitere Funktion der Projektleitung ist die bedarfsorientier-
ten Begleitung der Ehrenamtlichen und die Koordinierung der 
Angebote. Die bürgerschaftlich Engagierten arbeiten autark 
und selbst bestimmt was die inhaltliche Arbeit angeht. Die Pro-
jektleitung unterstützt sie bei ihren Angeboten und vermittelt 
bei Schwierigkeiten oder Meinungsverschiedenheiten.

Können die Rahmenbedingungen nicht eingehalten werden in-
formiert die Projektbegleitung zeitnah den Träger und die zu-
schussgebende Stelle, um geeignete Vorgehensweisen in die 
Wege leiten und die Ausstattung des Projektes ggf. anpassen 
zu können.

5.2 Fachliche Anforderungen an die Projektleitung
–  Methodische Fähigkeiten und Kenntnisse im Hinblick auf die 

Aktivierung und Beteiligung der Zielgruppe sowie die Förde-
rung von Ehrenamt und Bürgerschaftlichem Engagement. 

–  Kenntnisse des Arbeitsprinzips Gemeinwesenarbeit, der sozi-
alraumorientierten sozialen Arbeit und sowie von Netzwerk-,  
Gremien- und Projektarbeit.

–  Hohe Professionalität im Umgang mit Menschen in schwieri-
gen sozialen Lebensbedingungen (Armut, Arbeitslosigkeit,  
familiäre Gewalt, gesundheitliche Probleme)

–  Kenntnisse über die Struktur der Münchner Stadtverwaltung 
sowie über REGSAM und die Arbeit der Bezirksausschüsse.

–  Vernetzung im Sozialraum, Kontakte zur unmittelbaren Nach-
barschaft und Aufbau eines Netzes von ehrenamtlichen Hel-
fer/innen.

–  Moderationsfähigkeiten
–  Durchführung von Öffentlichkeitsarbeit und größeren Veran-

staltungen (z.B. Stadtteilfest).
–  Kenntnisse in Konfliktvermittlung.
–  Durchführung von Maßnahmen der externen und internen 

Qualitätssicherung (Dokumentation der Arbeit der Aktiven, 
Arbeiten über Zielvereinbarungen, kollegiale Beratung, Super-
vision, Fortbildungen, etc.) 

6. Zusätzliche Anforderungen

Abschluss des Mietvertrages, Abrechnung der Nebenkosten 
des Treffs

–  Reinigung der Gemeinschaftsflächen und Büroräume
–  Jährlicher Abschluss von Zielvereinbarungen mit dem Sozial-

referat
–  Erstellung eines Leistungsberichts nach Social Reporting 

Standart, inklusive halbjährlicher Statistik
–  Vernetzung mit den anderen Projektleitungen der Münchner 

Nachbarschaftstreffs

Von den Bewerbern wird erwartet, dass zur Erfüllung der Leis-
tungen mindestens folgende Personalausstattung vorgehalten 
wird:
0,5 Stelle Dipl. Sozialpädagogin/Sozialpädagoge, Fachkraft 
Soziale Arbeit oder geeignete Qualifikation für den Nachbar-
schaftstreff.
Das Angebot eines Ausbildungsplatzes für Studentinnen und 
Studenten der Sozialen Arbeit oder ähnliche Qualifikation ist  
erwünscht.

7. Finanzielle Rahmenbedingungen

Die Fehlbedarfsfinanzierung des Sozialreferates beträgt 19.560 € 
ab Inbetriebnahme im Oktober bis Dezember im Jahr 2018. 
Für die notwendige Erstausstattung im ersten Jahr werden für 
den Nachbarschaftstreff „Stückgutgelände“ 50.000 € bereit ge-
stellt.

Ab dem Jahr 2019 und für die Folgejahre beträgt die Fehlbe-
darfsfinanzierung 77.340 €.
Das Sozialreferat begrüßt die finanzielle Beteiligung des Trägers 
und eine Erwirtschaftung von Einnahmen.

8. Auswahlverfahren

Die Bewerbungen werden von einer Bewertungskommission 
des Sozialreferates geprüft. 
Es wird ein Vergleich der Angebote vor allem nach den Bewer
tungskriterien Fachlichkeit und Wirtschaftlichkeit vorgenom-
men. 

Bei der Auswahl des Trägers werden die fachlichen Kriterien  
in Bezug auf die Aufgabener füllung höher bewertet als das Kri-
terium der Wirtschaftlichkeit des Angebotes. Das Ergebnis des 
Auswahlverfahrens wird dem Stadtrat der Landeshauptstadt 
München (Sozialausschuss) voraussichtlich im Herbst 2017 in 
öffentlicher Sitzung zur Entscheidung vorgelegt.

9. Bewertungskriterien und Gewichtung:

Fachlichkeit:
–  Praktische Erfahrung in der quartierbezogenen Bewohner-

arbeit. Der Fokus auf Bildung von Nachbarschaftsnetzwerken 
und der Förderung von bürgerschaftlichen Engagement der 
Bewohnerinnen und Bewohner des neuen Stadtquartiers. 
(3-fach-Bewertung)

–  Regionale Verortung des Trägers im (angrenzenden) Stadtteil: 
Besteht sozialräumlicher Bezug? Bestehen Kenntnisse über 
evtl. Besonderheiten des Stadtteils? 
(2-fach-Bewertung)

–  Darstellung, wie eine gesellschaftliche Verbindung zwischen 
den Bewohnerinnen und Bewohnern der Umgebung (u.a. Pa-
sing Arcaden) und den Bewohnerinnen und Bewohnern im 
Stückgutgelände gelingen kann. 
(2-fach-Bewertung)

–  Kenntnisse des Arbeitsprinzips Gemeinwesenarbeit, Metho-
den der Aktivierung und Beteiligung von Bürgerinnen und 
Bürgern aus allen sozialen Schichten mit Schwerpunkt Akti-
vierung und sozialraumorientierte Arbeit sind darzustellen. 
(2-fach-Bewertung)

–  Darstellung möglicher Formen der Kooperation mit Kultur-
akteuren vor Ort. 
(1-fach-Bewertung)
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–  Kenntnisse zu Konfliktvermittlung/Mediationsarbeit/Commu-
nity Organizing 
(1-fach-Bewertung)

–  Darstellung der Gestaltung einer bedarfsgerechten Öffnung 
an Abenden, Wochenenden und in den Ferien. 
(1-fach-Bewertung)

Wirtschaftlichkeit:
–  Bei der Auswahl des Trägers werden Sparsamkeit und Wirt-

schaftlichkeit im Zusammenhang mit dem Umfang und der 
Qualität des Leistungsangebotes sowie die Kostentranspa-
renz und der Erwirtschaftung von Einnahmen, ggf. der Einsatz 
von Eigenmitteln beurteilt und berücksichtigt 
(2-fach-Bewertung)

10. Bewerbungsmodalitäten und Termine

Die Bewerbungsunterlagen befinden sich in den Anlagen 1 bis 
4 oder können bei der Landeshauptstadt München/Sozialrefe-
rat, Amt für Wohnen und Migration, S-III-SW2, Franziskanerstr. 
8, 81669 München angefordert werden. 
Für die Anforderung wenden Sie sich bitte an Frau Wieja, Tel.: 
0 89/2 33-8 21 29. 

Darüber hinaus sind die Unterlagen und weitere Informationen 
auf der Homepage der Landeshauptstadt München unter fol-
gendem Link abrufbar:
https://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Sozialrefe-
rat/Themen/Wir-ueber-uns/Ausschreibungen-des-Sozialrefe-
rats__.html

Die Bewerbung muss spätestens bis zum 28.02.2017, um 
12.00 Uhr, beim Sozialreferat, Amt für Wohnen und Migra
tion, SIIISW2, Franziskanerstr. 8, 81669 München schrift
lich im Original durch Vertretungsberechtigte unterschrieben 
im verschlossenen Briefumschlag eingegangen sein. Der 
Umschlag ist in jedem Fall (auch wenn der Postweg ge
wählt wird) deutlich zu kennzeichnen mit: 

Bewerbung Nachbarschaftstreff „Stückgutgelände“ – nur zu 
öffnen durch S-III-SW 22.

In der Bewerbung ist insbesondere darzulegen, dass sowohl 
die genannten Leistungsvorgaben erfüllt werden können als 
auch die Voraussetzungen vorliegen. 
Soweit sich nur ein Träger bewirbt und dieser die Anforderun-
gen nicht optimal erfüllt, ist es möglich, das Verfahren aufzuhe-
ben und ggf. gezielt zu vergeben. 

Zur Bewerbung sind die entsprechenden Formulare zu verwen-
den. Das vorgegebene Bewerbungsraster und die Schriftgrößen 
sind einzuhalten. Insgesamt darf die Bewerbung (ohne Kosten- 
und Finanzierungsplan) 10 DIN A 4 Seiten nicht überschreiten. 
Der Kosten- und Finanzierungsplan (KuFPl) für die Einrichtung 
in der vor gegebenen Form ist ebenfalls einzuhalten und voll-
ständig mit den Daten der verschiedenen Haushaltsjahre aus-
zufüllen und der Bewerbung beizufügen.
Die Nichteinhaltung der Begrenzung des Bewerbungsumfanges 
auf 10 DIN A 4 Seiten (zuzüglich 1 Seite KuFPl) führt automa-
tisch zum Ausschluss. 

München, 18. Dezember 2016 Sozialreferat
   Amt für Wohnen und Migration 

Wahlbekanntmachung
für die Wahl des Migrationsbeirats  
in der Landeshauptstadt München 
am Sonntag, dem 22. Januar 2017

1. Die Wahl dauert von 8 Uhr bis 18 Uhr.

2.  Das Stimmrecht kann folgendermaßen ausgeübt  
werden:

2.1  Im Wahlraum:

2.1.1  Das Stadtgebiet der Landeshauptstadt München ist für 
die Wahl des Migrationsbeirats in 28 allgemeine Stimm-
bezirke eingeteilt. 
In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtig-
ten bis spätestens 01. Januar 2017 übersandt worden 
sind, sind der Stimmbezirk und der Wahlraum angege-
ben, in dem die Wahlberechtigten abstimmen können. 
Sie enthalten einen Hinweis, ob der Wahlraum barrierefrei 
ist.

2.1.2  Wahlberechtigte können, wenn sie keinen Wahlschein 
besitzen, nur in dem Wahlraum des Stimmbezirks ab-
stimmen, in dessen Wählerverzeichnis sie eingetragen 
sind.

2.1.3  Wer einen Wahlschein besitzt, kann das Stimmrecht in 
jedem Wahlraum der Landeshauptstadt München aus-
üben.

2.1.4  Die Wählenden haben ihre Wahlbenachrichtigung oder  
ihren Wahlschein und einen Identitätsausweis, oder ihren 
Reisepass zur Wahl mitzubringen.

2.1.5  Der Stimmzettel wird den Wählenden beim Betreten des 
Wahlraums ausgehändigt. Er muss von den Wahlberech-
tigten allein in einer Wahlkabine des Wahlraums gekenn-
zeichnet werden.

2.1.6  Die Durchführung der Wahl und die Feststellung des 
Wahlergebnisses sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, 
soweit das ohne Beeinträchtigung der Wahl möglich ist.

2.2 Durch Briefwahl:

2.2.1  Wer durch Briefwahl wählen will, muss dies bei der Lan-
deshauptstadt München, Kreisverwaltungsreferat, Wahl-
amt, beantragen und erhält dann folgende Unterlagen:
– Einen Stimmzettel für die oben bezeichnete Wahl,
– einen Stimmzettelumschlag für den Stimmzettel,
–  einen hellroten Wahlbriefumschlag für den Wahlschein 

und den Stimmzettelumschlag. 
Der Wahlschein muss so gefaltet werden, dass die 
Rücksendeadresse auf der Rückseite in den Fenstern 
sichtbar wird,

– ein Merkblatt „Wie wird gewählt“ und
– ein Merkblatt für die Briefwahl.

Nähere Hinweise darüber, wie die Briefwahl auszuüben 
ist, ergeben sich aus dem Merkblatt für die Briefwahl.

2.2.2  Bei der Briefwahl sorgen die Wahlberechtigten dafür, 
dass der Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahl-
schein am Wahltag bis zum Ablauf der Wahlzeit bei der 
auf der Rückseite des Wahlscheins angegebenen Behör-
de eingeht. Der Wahlbrief kann auch in einem der Wahl-
büros während der allgemeinen Dienststunden abgegeben 
werden.

3.  Die Briefwahlvorstände treten zur Ermittlung des Brief-
wahlergebnisses um 15 Uhr in der Halle H4 des MOC 

Amtsblatt_01.indd   10 05.01.17   09:48



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 1/2017

11

Veranstaltungscenter München, Lilienthalallee 40, 80939 
München, zusammen.

4. Grundsätze für die Kennzeichnung des Stimmzettels:

Gewählt wird mit einem amtlich hergestellten Stimmzettel. 
Ein Muster des Stimmzettels ist vor dem Wahlraum aus-
gehängt. Ein Muster kann auch im Kreisverwaltungsrefe-
rat, Wahlamt, Ruppertstr. 19, Zimmer 3008 eingesehen 
werden.

4.1 Wahlsystematik:
  Da der Stimmzettel mehrere Wahlvorschläge enthält, 

gelten die Grundsätze der Verhältniswahl.
  Die Wahlberechtigten haben 40 Stimmen. Es können nur 

die auf dem amtlichen Stimmzettel vorgedruckten Bewer-
berinnen und Bewerber gewählt werden.

  Die Wahlberechtigten können einen Wahlvorschlag un-
verändert annehmen, indem sie in der Kopfleiste den 
Kreis vor dem Kennwort des Wahlvorschlags kennzeich-
nen.

  Sollen einzelne Bewerberinnen und Bewerber Stimmen 
erhalten, wird das Viereck vor den Bewerberinnen und 
Bewerbern gekennzeichnet.

Die Wahlberechtigten können innerhalb der ihnen zuste-
henden Stimmenzahl einzelnen Bewerberinnen und Be-
werber bis zu drei Stimmen geben, wobei auch mehrfach 
aufgeführte Personen nicht mehr als drei Stimmen erhal-
ten dürfen.

Die Namen vorgedruckter Bewerberinnen und Bewerber 
können gestrichen werden. Die übrigen Bewerberinnen 
und Bewerber sind dann gewählt, wenn der Wahlvorschlag 
in der Kopfleiste gekennzeichnet wurde.

Die Wahlberechtigten können ihre Stimmen innerhalb  
der ihnen zustehenden Stimmenzahl Bewerberinnen und 
Bewerber aus verschiedenen Wahlvorschlägen geben.

4.2  Der gekennzeichnete Stimmzettel ist mehrfach so zu  
falten, dass der Inhalt verdeckt ist.

5.  Die Wahlberechtigten können ihr Stimmrecht nur einmal 
und nur persönlich ausüben. Sind sie des Lesens unkun-
dig oder wegen einer körperlichen Behinderung nicht in 
der Lage, ihr Stimmrecht auszuüben, können sie sich der 
Hilfe einer Person ihres Vertrauens bedienen.

6.  Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis 
einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. Der Versuch ist strafbar (§ 107 a Abs. 1 und 3 
des Strafgesetzbuchs).

München, 10. Januar 2017 Landeshauptstadt München
    Kreisverwaltungsreferat
    gez.
    Kurt Peichl
    stellv. Wahlleiter

Änderung des Flächennutzungsplanes
mit integrierter Landschaftsplanung
für den Bereich V/51
GeorgBrauchleRing (südlich), Hanauer Straße (östlich),
Dachauer Straße (nördlich) – ehemaliges Gaswerksgelände

Die vom Stadtrat der Landeshauptstadt München am 15.06.2016 
beschlossene Änderung des Flächennutzungsplanes mit  
integrierter Landschaftsplanung für den Bereich V/51 Georg-
Brauchle-Ring (südlich), Hanauer Straße (östlich), Dachauer 
Straße (nördlich) – ehemaliges Gaswerksgelände wurde von 
der Regierung von Oberbayern mit Bescheid vom 22.12.2016  
– Az. 34.1-4621-M-2/16 – gemäß § 6 des Baugesetzbuches  
mit Hinweisen genehmigt.

Die Änderung wird mit der Bekanntmachung gemäß § 6 Abs. 5 
des Baugesetzbuches wirksam.

Die Flächennutzungsplanänderung wird mit der Begründung 
und der Zusammenfassenden Erklärung vom Tag der Veröffent-
lichung dieser Bekanntmachung an zur Einsicht beim Referat 
für Stadtplanung und Bauordnung - Hauptabteilung I, Blumen-
straße 31 (Eingang Angertorstraße 2), III. Stock, Zimmer 327, 
während der Dienststunden (Montag mit Donnerstag von 9.30 
bis 15.00 Uhr, Freitag von 9.30 bis 12.30 Uhr) bereitgehalten.
Außerhalb dieser Zeiträume können Termine zur Einsichtnahme 
für die Zeiten Montag mit Freitag ab 6.30 Uhr und bis 20.00 Uhr 
vereinbart werden (Tel.: 233-28011). Auf Verlangen wird über 
den Inhalt der Flächennutzungsplanänderung Auskunft gege-
ben.

Hinweis gemäß § 215 des Baugesetzbuches:

Unbeachtlich werden

1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verlet-
zung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten,

2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche 
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebau-
ungsplans und des Flächennutzungsplans und

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
des Flächennutzungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachver-
halts geltend gemacht worden sind.

München, 29. Dezember 2016  Referat für Stadtplanung  
und Bauordnung
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Nichtamtlicher Teil

Buchbesprechungen

VOB/B. Kommentar. Ausgabe 2016 mit FIDIC Conditions. 
Hrsg. v. Ralf Leinemann. – 6. Aufl. – Köln: Werner, 2016. 
LVII, 1455 S. ISBN 9783804147836; € 169.–

Erfahrene Fachanwälte für Bau- und Architektenrecht, speziali-
sierte Richter und Bausachverständige erläutern ausführlich die 
Fassung der VOB/B 2016 und beziehen maßgebliche Vorschrif-
ten des BGB-Werkver trags rechts ein.
Ein Schwerpunkt des Kommentars liegt auf der Auswertung 
und Dokumentation der Rechtsprechung. Die Entscheidungen 
werden kritisch gewürdigt und im Gesamtzusammenhang ver-
ortet. 
Das Werk beschreibt die Grundzüge der Preiskalkulation und 
Preisfortschreibung bei Nachträgen und bietet anschauliche 
Beispielberechnungen für alle Nachtragskategorien. Behandelt 
wird zudem die Thematik „Terminfortschreibung bei Störungen 
des Bauablaufs“. Praktische Beispiele zeigen mögliche Vergü-
tungs- und Ersatzansprüche auf.
Der letzte Abschnitt des Werkes enthält Auszüge aus „FIDIC 
Conditions of Contract“ in englischer Sprache. In deutscher 
Sprache folgt eine Kommentierung zu den FIDIC-Vertrags-
bedin gungen für den Auslandsbau und Anlagenbau.

Schuldverschreibungsgesetz einschließlich U.S.A.  
und England. Kommentar. Hrsg. v. Peter Veranneman. –  
2. Aufl. – München: Beck, 2016. XXVII, 447 S.  
ISBN 9783406685163; € 99.–

Mit dem Schuldverschreibungsgesetz (SchVG) vom 4.8.2009 
wurde das Schuldverschreibungsgesetz von 1899 vollständig 
novelliert. Der Rechtsrahmen für die Rechte der Gläubiger  
wurde durch verbindliche Mindeststandards gestärkt. Die Ver-
fahrensregelungen zur Einberufung, Frist und Bekanntmachung 
von Gläubigerversammlungen wurden modernisiert, die An-
fechtung von Gläubigerbeschlüssen zugelassen sowie die 
Möglichkeit einer virtuellen Gläubigerversammlung eingeführt. 
Berücksichtigt wurden auch internationale Anleihen deutscher 
Emittenten, die über ausländische Finanzierungsgesellschaften 
abgewickelt werden.
Im Anhang des Kommentars wird in englischer Sprache auch 
die Rechtslage in USA und UK erläutert.
Die Neuauflage berücksichtigt u.a. die Verbraucherrechte richt-
linie (2011/83/EU), den Vertrag zur Errichtung des Europäischen 
Stabilitätsmechanismus (ESM) und das Bundesschuldenwesen-
gesetz (BSchuWG). Die zwischenzeitlich ergangenen höchst-
richterlichen Entscheidungen zum SchVG, insbesondere das 
Pfleiderer-Urteil des BGH, ist eingearbeitet. Zudem wurde die 
einschlägige Literatur ausgewertet.
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